
HARKORTSTRASSE  81 ,  22765 HAMBURG  ABO:  030 - 2590 2590 ANZEIGEN@TAZ-NORD.DE

21  FREITAG,  1 .  FEBRUAR 2008

nord

VON CHRISTIAN JAKOB

Der türkische Kurde Hakan U. ist
seit Jahren in psychiatrischer Be-
handlung. 2003 diagnostizierte
ein Arzt des Klinikums Ham-
burg-Ochsenzoll bei dem abge-
lehnten Asylbewerber eine „pa-
ranoide Schizophrenie“. Im ver-
gangenen Jahr wurde U. Paranoia
attestiert und „regelmäßige psy-
chiatrische Betreuung“ empfoh-
len. Eine „Dauermedikation mit
Psychopharmaka ist zu erwar-
ten“, schrieb der konsultierte
Psychiater. Seit dem 27. Dezem-
ber sitzt U. nun im Abschiebe-
trakt des Bremer Polizeigewahr-
sams – doch die Polizei weigert
sich, ihn einem Psychiater vorzu-
führen.

Ende Dezember wurde U., der
sich ohne Papiere in Bremen auf-
hielt, von der Polizei aufgegrif-
fen. Der Arzt, der seine Haftfä-
higkeit feststellen sollte, schrieb
ins Gutachten: „Psychischer Zu-
stand nicht einschätzbar, Vor-
stellung beim sozialpsychiatri-
schen Dienst notwendig.“ Das
versuchen U.s Anwälte seither
durchzusetzen – doch die Polizei
sperrt sich gegen eine fachärztli-
che Untersuchung. Eberhard
Schultz, Anwalt des Kurden: „Die
Polizei tut alles, um zu verhin-
dern, dass die Haftfähigkeit und
eine psychische Erkrankung von
den dafür zuständigen Ärzten
überprüft werden.“

Hintergrund des Streits: Die
Diagnose einer so schweren Er-
krankung wie Schizophrenie
würde nicht nur eine Freilassung
U.s bedeuten, sondern auch des-
sen drohende Abschiebung un-
möglich machen.

Nach fast zwei Wochen Haft
wurde U. einem Polizeiarzt vor-
geführt. Dessen Urteil: „Es beste-
hen erhebliche Zweifel an einer
Diagnose Psychose (Schizophre-
nie). Die Symptome werden m. E.
übertrieben ‚lehrbuchmäßig‘ ge-
schildert.“ Der unterzeichnende
Polizeiarzt ist jedoch Allgemein-
mediziner – kein Psychologe
oder Psychiater.

Der Sprecher der Bremer Poli-
zei, Ralf Pestrup, hält dies für völ-
lig normal. „Wie immer wenn Be-
denken an der Haftfähigkeit auf-
tauchen, fand hier eine Begut-
achtung durch den Polizeiärztli-
chen Dienst statt. Und diese hat
ergeben, dass Herr U. haftfähig
ist.“ Dass es sich bei dem Gutach-
ter um einen nicht für geistige

Keine Qualifikation vonnöten
Im Bremer Abschiebegewahrsam wird einem möglicherweise schwerkranken Flüchtling eine fachärztliche Untersuchung
verweigert. Anwälten zufolge soll so die Abschiebung von psychisch Kranken durchgesetzt werden – nicht zum ersten Mal

Kein Psychiater, aber seine Meinung zählt als solche: Für kranken Bremer Abschiebehäftling die Realität FOTO: AP

man humpelt, dann geht man
nicht zum Ohrenarzt. Und wenn
ein Arzt hört, es besteht ein Ver-
dacht auf eine Hüftgelenknekro-
se, dann schickt er den Patienten
zum Orthopäden zum Röntgen.
Ins Hüftgelenk kann man nicht
reingucken.“ Bei „paranoider
Schizophrenie“ handele es sich
um „eine der komplexesten und
schwersten psychischen Krank-
heiten überhaupt“, sagt Zenker.
„Da muss man mit psychiatri-
schem Sachverstand rangehen.“
Bei einem Vorverdacht müsse
ein Facharzt die Untersuchung
durchführen. „Ob so etwas vor-
liegt, ist als Allgemeinmediziner

nicht eindeutig zu beurteilen“,
sagt Zenker.

Es sei grundsätzlich nicht zu
beanstanden, dass Polizeiärzte
ohne Fachqualifikation über
eine psychiatrische Untersu-
chung möglicherweise geistig er-
krankter Abschiebehäftlinge
entscheiden, sagt dagegen Rai-
ner Gausepohl, Sprecher von
Bremens Innensenator Willi
Lemke (SPD). Er verweist darauf,
dass U. bereits vier Mal aus
Deutschland abgeschoben wor-
den sei. Er habe in der Vergan-
genheit mehrfach versucht, dies
mit Hinweis auf psychische Er-
krankungen zu verhindern. Vor

taz: Herr Hesse, Ole von Beust
hat geschrieben, die beste Prä-
vention gegen Jugendgewalt sei
Bildung. Sie sind zuständig für
das Thema Jugendkriminalität.
Hat er Ihnen aus dem Herzen ge-
sprochen?
Klaus-Peter Hesse: Ja. Bei der Be-
kämpfung der Jugendkriminali-
tät reicht es sicher nicht, sich nur
auf die Bildung zu konzentrieren.
Sie ist aber einer der wichtigsten
Schlüssel dafür.

Der CDU-Senat hat im No-
vember ein Konzept gegen Ju-
gendgewalt vorgelegt, in dem
von Bildung keine Rede war.
Schreiben Sie ein neues?
Das Konzept umfasst auch die
Bildung, weil die Bildungsbehör-
de eingebunden ist. Das Thema

Schulabstinenz spielt eine große
Rolle.

Schulschwänzer sollen mit
Peterwagen zur Schule gefah-
ren werden.
Wenn man Menschen erreichen
möchte, muss man sie erst ein-
mal haben. Deshalb ist es ein
wichtiger Schritt, dafür zu sor-
gen, dass die Kinder und Jugend-
lichen auch zur Schule gehen.
Was Ole von Beust zur Integrati-
on von Migranten gesagt hat, ist
in Hamburg bereits Realität. Das
ist keine Abkehr von unserer Li-
nie. Wir leisten erfolgreiche Inte-
grationspolitik.

Wodurch?
Über die Kitas und Schulen. Wir
versuchen, schon bei Kindern In-
tegration zu betreiben.

„Nicht die Oberlehrer der hessischen CDU“
Hamburgs wahlkämpfender Bürgermeister Ole von Beust (CDU) betonte jüngst den Zusammenhang zwischen Bildung
und Kriminalitätsprävention. Jugendpolitiker Klaus Peter Hesse über den Bildungskurs der Elb-Christdemokraten

Friesen wollen
Wahl anfechten
Die Partei „Die Friesen“ hat ange-
kündigt, die niedersächsische
Landtagswahl anzufechten. Der
Beschluss sei einstimmig im
Vorstand gefallen, berichtete
„Friesen“-Vorsitzender Arno Ra-
demacher gestern. Ein entspre-
chendes Schreiben an Landtag
und Landeswahlleiter werde
vorbereitet. „Die Friesen“ bean-
spruchen für sich als Vertretung
einer nationalen Minderheit die
Befreiung von der Fünf-Prozent-
Klausel. „Wir fordern lediglich
das, was uns per Grundgesetz zu-
steht“, betonte der friesische
Spitzenkandidat. Sowohl Land-
tagspräsident Jürgen Gansäuer
(CDU) als auch Landeswahlleiter
Karl-Ludwig Strelen sehen den
Einspruch gelassen. „Die Friesen
sind ganz nette Menschen, aber
verfassungsrechtlich haben sie
keine Chance“, sagte Gansäuer.
Die Sperrklausel sei in der Ver-
fassung verankert, die „Friesen“
hätten ihre Forderung nach ei-
ner Gesetzesänderung zudem
viel zu kurz vor der Wahl formu-
liert. Das sieht Rademacher an-
ders: Die Landesregierung sei
schon 2004 in einer Petition auf
das Problem aufmerksam ge-
macht worden. Nach Bekanntga-
be des endgültigen Wahlergeb-
nisses voraussichtlich am 8. Feb-
ruar können „Die Friesen“ bin-
nen eines Monats ihre Wahlbe-
schwerde einreichen. Der Wahl-
prüfungsausschuss werde dann
den Einspruch prüfen und eine
Empfehlung abgeben, erklärte
Landeswahlleiter Strelen. Sollte
der Landtag die Anfechtung ver-
werfen, bleibt den „Friesen“ der
Gang vor den Staatsgerichtshof
Bückeburg. DPA

Von den ersten drei Kinder-
gartenjahren sind Migranten-
kinder faktisch ausgeschlos-
sen. Der Besuch ist an die Be-
rufstätigkeit beider Eltern ge-
bunden.
Die Frage ist, wann man bei Kin-
dern ansetzen muss. Wann sie
eine Prägung durch ihre Famili-
en bekommen, die die spätere In-
tegration erschwert. Die Thesen
von Roland Koch sind nicht
falsch gewesen. Man muss auch
ansprechen, dass Jugendkrimi-
nalität nicht nur eine Frage der
Bildung ist, sondern auch von
falsch vermittelten Werten.

Sollten dann nicht auch Mig-
ranten Zugang zur Kita haben?
Ich bin Ihrer Meinung, dass wir
frühestmöglich mit Migranten-

Erkrankungen qualifizierten All-
gemeinmediziner gehandelt hat,
sei kein Problem. „Wenn der
Amtsarzt die leisesten Zweifel
hat, dann wird ein Facharzt hin-
zugerufen.“ Dies sei ausrei-
chend, denn „man merkt doch,
ob gewisse Antwortmuster im
Rahmen des Normalen stattfin-
den.“ Außerdem gebe es auch für
den Allgemeinmediziner An-
haltspunkte für die Diagnose
geistiger Erkrankungen: etwa, ob
ein Patient ohne Medikamente
einschlafen könne.

Jochen Zenker, Leiter des Ge-
sundheitsamtes Bremen, kann
dies nicht nachvollziehen: „Wenn

seiner letzten Abschiebung 2005
sei U. eine Woche lang in der Psy-
chiatrie des Bremer Zentralkran-
kenhauses Ost behandelt wor-
den. Die Ärzte hätten damals je-
doch keine Diagnose gestellt, die
einer Abschiebung entgegen ge-
standen hätte.

Ganz anders sieht das die Bre-
mer Anwältin und Kriminologin
Christine Graebsch. Sie hat eine
Studie über die medizinische
Versorgung im Polizeigewahr-
sam verfasst. „Die wehren sich
mit Händen und Füßen, wenn
Häftlinge von externen Ärzten
untersucht werden sollen“, sagt
sie. „Maximal wird die Haftfä-
higkeit geprüft – und wenn die
gegeben ist, wird dies dann
gleich als Reisefähigkeit gewer-
tet und für die Abschiebung be-
nutzt.“ Erst in der vergangenen
Woche habe sie ein Gerichtsur-
teil erwirken müssen, bevor ein
ebenfalls psychisch erkrankter
Mandant von ihr im Abschiebe-
trakt von einem Psychiater un-
tersucht werden konnte. „Dabei
hatte sich der Mann die ganzen
Arme selber zerschnitten, ein
Blinder hat gesehen, dass da et-
was nicht stimmte.“ Und trotz-
dem: Bevor ich das Gerichtsur-
teil hatte, haben die uns einfach
nicht reingelassen.“

MITARBEIT: MAJA HOOCK

abschiebehaft

Pathologisches
Misstrauen

Dass die Polizei die meisten
Flüchtlinge für Lügner hält, ist
nichts Neues. Dass es oft genug
erst rassistische Gesetze und ent-
sprechendes behördliches Han-
deln sind, die vielen Flüchtlin-
gen keine Chance lassen, wenn
sie immer die Wahrheit sagen
würden, steht auf einem ande-
ren Blatt. Doch dieses Misstrauen
auf Ärzte, zumal auf Amtsärzte,
auszuweiten, und Abschiebe-
häftlingen den Zugang zu diesen
zu verweigern, zeigt: Das Vorur-
teil ist stärker als die Vernunft.

KOMMENTAR
VON CHRISTIAN JAKOB

Wenn sich die Polizei so sicher
ist, dass eine psychische Erkran-
kung nur vorgetäuscht wird,
dann gibt es nichts, was dagegen
spräche, dies zumindest von
qualifizierter Seite überprüfen
zu lassen. Ist sie sich der Täu-
schung nicht sicher, so müsste
dies erst recht überprüft werden.

Der einzige Grund, den es da-
für gibt, nur die Polizeiärzte aus
dem eigenen Apparat zu Ab-
schiebehäftlingen zu lassen, lau-
tet: Man traut den anderen nicht.
Es ist offenkundig ein Anliegen,
unbedingt zu verhindern, dass
so Abschiebehindernisse entste-
hen. Einen Flüchtling mit patho-
logischem Verfolgungswahn in
seinen Verfolgerstaat zu schi-
cken, nimmt man in Kauf. Schon
2005 versuchte der einstige Bre-
mer Innensenator Röwekamp
Reisefähigkeitsgutachten in
Hamburg einzukaufen – und
scheiterte damit. Er konnte seine
Vorbehalte gegen die Gutachten
der Ärzte des Bremer Gesund-
heitsamtes nicht substantiieren.

.....................................

.....................................

familien ins Gespräch kommen
müssen. Ob wir das über die Kita
versuchen oder über andere Pro-
jekte, werden wir sehen müssen.

Warum hat sich Hamburgs
CDU nicht vor der Hessenwahl
von Koch distanziert?
Wir sind nicht die Oberlehrer der
hessischen CDU. Wir führen un-
seren Wahlkampf in Hamburg.
Und das tun wir sehr erfolgreich.

INTERVIEW: ELKE SPANNER
brennpunkt SEITE 3

HUNGERSTREIK

„Eine Frage der Ehre“
Seit einem Monat ist Andreas Vas-
terling für die Wiedereinreise von
Gazale Salame im Hungerstreik.
Diese wurde vor drei Jahren in die
Türkei abgeschoben SEITE 22

CHOCOLADIUM

Heile Welt
Das „Chocoladium“ im Bremer
Universum bietet hochsinnliche
Einblicke in viele Facetten der Kaka-
overarbeitung. Das Thema Kinder-
arbeit gehört nicht dazu SEITE 23

Zu den letzten Desideraten mo-
derner Industrienationen gehört
ja die adäquate Bespielung der
Zweijährigen. Den Ratschlüssen
ihrer Altvorderen ausgeliefert,
verdämmern sie Jahre zwischen
Bettchen und Laufstall. Kaum je-
mand ahnt, dass sie sich nach der
Gründung einer Zweijährigen-
WG sehnen, wo man selbststän-
dig aufs Klo gehen kann wie an-
dere Leute auch. Pionierarbeit
hat da jetzt ein Zweijähriger aus
Braunschweig geleistet: Mit
Schlafsack und Schnuller ist er
gestern zum Stadtteil-Rundgang
aufgebrochen. War am Döner-
stand und im Brillenladen. Hätte
der was zu erzählen gehabt! Aber
meinen Sie, die Polizei, die ihn
fand, hätte auch nur einmal da-
nach gefragt?

südwester

Mit Schnuller

.....................................

.....................................

Bremen wollte ursprünglich das
Hamburger Untersuchungssys-
tem für Abschiebekandidaten

nutzen, scheiterte jedoch an
Protesten. Noch unter dem rot-
grünen Senat entschied in Ham-
burg ein Amtsarzt darüber, ob
ein Flüchtling zu krank für eine
Abschiebung sei. Kurz vor Ende
der Legislaturperiode wurde das
System jedoch geändert, da
nach dem Geschmack der dama-
ligen Innenbehörde zu viele
Flüchtlinge als zu krank für eine
Abschiebung befunden wurden.
Seitdem werden die Untersu-
chungen durch einen speziellen
ärztlichen Dienst übernommen,
der direkt dem Leiter des Ein-
wohnerzentralamts unterstellt
ist. Dieser entscheidet selbst, ob
ein Flüchtling abgeschoben wer-
den kann oder zieht einen exter-
nen Gutachter hinzu. Gutachter,
die zu oft zu Gunsten des Flücht-

lings entschieden, wurden nicht
mehr zu Rate gezogen. FEG
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Der Bürger begehrt auf und manchmal auch ein Pferd FOTO: DPA

… wird die „Nordhorn Range“ begutachtet

Die nächste Etappe in einem 35 Jahre schwelenden Streit: Im Kreis-
haus Nordhorn wird heute das Ergebnis einer Studie über den Bom-
benabwurfplatz „Nordhorn Range“ veröffentlicht. Kreis und Kom-
munen hatten prüfen lassen, wie die Chancen stehen, dass Ruhe
einkehrt auf dem Luftwaffen-Übungsgelände im Herzen Nieder-
sachsens. Die Fronten im Streit um ein Ende des Nordhorner Bom-
bodroms sind seit Jahrzehnten unverändert: Gegen ein Fortbe-
stehen kämpfen die umliegenden Kommunen im Kreis Grafschaft
Bentheim und – in einer Bürgerinitiative – auch die Anwohner. Die
NATO aber mochte bislang nicht von ihrem Übungsgelände lassen.

UND HEUTE?

Subventionen erschlichen ha-
ben sich vermutlich mehr als 70
Landwirte aus dem Weser-Ems-
Gebiet. Die Betrugsfälle aus dem
Jahr 2005 seien alle gleich ver-
laufen, sagte eine Sprecherin
der Staatsanwaltschaft Olden-
burg gestern. Ein Agrarberater
aus Hatten habe den Bauern je-
weils zwei Rechnungen ausge-
stellt, eine davon sei fingiert ge-
wesen. Sie enthielt Leistungen,
die nach EU-Recht erstattet wur-
den, aber nicht erbracht worden
waren. +++ Nach dem Diebstahl
zweier Grabplatten aus Bronze
in Celle ist die Beute bei einem
Altmetallhändler in Uelzen wie-

DER TAG

Ihre Antwort ist immer die glei-
che, wenn sie gefragt wird, war-
um sie hier sei, in Pinneberg. „Ich
mache Werbung für Ihre künfti-
ge Bürgermeisterin“, lächelt An-
drea Ypsilanti und verschenkt
eine rote Rose. Kristin Alheit
heißt die Kandidatin der SPD für
den Posten der Verwaltungsche-
fin bei der Wahl am 27. April, und
sie bringt Glanz in die Kreisstadt
westlich von Hamburg.

Vor zwei Wochen kämpfte
Olaf Scholz hier für sie, der Bun-
desarbeitsminister aus dem
Hamburger Bundestagswahl-
kreis Altona. Dort war Alheit lan-
ge Jahre Vorsitzende, bis sie im
Dezember das Amt niederlegte,
„damit ich mich ganz auf meine
Kandidatur in Pinneberg kon-
zentrieren kann“.

Und gestern nun kam Andrea
Ypsilanti auf den Wochenmarkt
in der Fußgängerzone, und man-
chen zweifelnden Pinneberger-
Innen muss sie versichern,
„wirklich die aus dem Fernse-
hen“ zu sein, und wenn eine Frau
sie fragt, ob sie tatsächlich die

sei, „die diesen unsympathi-
schen Herrn Koch besiegt hat“,
dann wird ihr strahlendes Lä-
cheln noch breiter. „Und jetzt
will ich hier Kristin helfen“, sagt
sie, denn die sei hoch kompetent
und engagiert und zuverlässig
und genau die richtige für das
höchste Amt in der siebtgrößten
Stadt Schleswig-Holsteins.

Im Studium haben sich Alheit
und Ypsilanti kennen gelernt,
vor zwei Jahrzehnten in Frank-
furt. Mitte der 90er Jahre arbei-
teten sie beide in der hessischen
Landesregierung in Wiesbaden
und damals entstand das, was Al-
heit „eine enge persönliche
Freundschaft“ nennt. Und jetzt
kommt die prominente Freun-
din in die 40.000-Einwohner
zählende Stadt an der Pinnau
und ist dem Nieselregen zum
Trotz einfach nur nett.

Es sind hauptsächlich Frauen
unterwegs auf dem Wochen-
markt und da haben Alheit und
Ypsilanti, die beiden Frohnatu-
ren, leichtes Spiel. Soviel über
Kerle wie Koch geätzt und an-

Rote Rosen von der Frau, die Koch besiegte
Die hessische SPD-Spitzenfrau Andrea Ypsilanti macht in Schleswig-Holstein Wahlkampf für ihre Freundin Kristin Alheit.
Die Hamburgerin will Bürgermeisterin in der Kreisstadt Pinneberg werden und glänzt mit prominenten Unterstützern

der aufgetaucht. Die Platten wa-
ren zuvor von den Grababde-
ckungen gehebelt worden. Die
Ermittlungen führten die Beam-
ten zu einem 38-Jährigen, der
bereits mit ähnlichen Diebstäh-
len aufgefallen war. +++ Ob Kin-
der aus einkommensschwa-
chen Familien vier, fünf oder
acht Stunden am Tag in einer Ta-
gesstätte bleiben dürfen, hängt
von ihrem Wohnort ab. Das geht
aus einer Umfrage des Wohl-
fahrtsverbandes Der Paritäti-
sche Schleswig-Holstein bei sei-
nen Kindertageseinrichtungen
hervor, die gestern veröffent-
licht wurde.

VON FELIX GABER

In Hamburg finden die meisten
Bürgerbegehren Norddeutsch-
lands statt. Dies ist das Ergebnis
des ersten bundesweiten „Bür-
gerbegehrensberichts“, das der
Verein „Mehr Demokratie“ und
die Universität Marburg gestern
vorstellten. Der Studie nach fin-
det in jedem Bezirk der Hanse-
stadt pro Jahr ein so genanntes
direktdemokratisches Verfah-
ren statt, seit Einführung 1998
waren es 62, von denen neun in
einen Bürgerentscheid münde-
ten.
Während sich Bremen ebenfalls
im Vorderfeld platzierte, neh-
men die Flächenstaaten Schles-
wig-Holstein, Niedersachsen
hintere Plätze ein. In Mecklen-
burg-Vorpommern wurden bun-
desweit mit die wenigsten di-
rektdemokratischen Verfahren
durchgeführt. 57 Prozent der
Bürgerbegehren wurden sogar
für unzulässig erklärt.
Die Gründe hierfür liegen laut
Studie in den gesetzlichen Rah-
menbedingungen, die in den Flä-
chenstaaten Norddeutschlands
sehr restriktiv seien. So ist unter
anderem die kommunale Bau-
leitplanung als Gegenstand von
Bürgerbegehren ausgeschlos-
sen. Zudem gelten hohe Quoren.

Genau an solchen Hürden
kranke die direkte Demokratie in
Niedersachsen, meinte Tim We-
ber, Landesgeschäftsführer des
dortigen Landesverbandes des
Vereins „Mehr Demokratie“.

Dort wurden bislang knapp
mehr als 44 Prozent der Bürger-
begehren für unzulässig erklärt.
Deshalb hofft er, dass sich die

Hamburger begehren auf
Nach einer Studie von „Mehr Demokratie“ liegen die Stadtstaaten Hamburg und Bremen bei den
direktdemokratischen Verfahren vorne. Niedersachsen wegen bürokratischer Hürden in der Kritik

niedersächsische CDU und FDP
in ihren Koalitionsverhandlun-
gen an ihrem politischen Bei-
spiel Bayern, wo bundesweit die
meisten Bürgerbegehren und
Bürgerentscheide durchgeführt
wurden, ein Beispiel nehmen.
Notwendig sei unter anderem
eine Ausweitung der zulässigen
Themen, so dass Bürger auch
den Bau geplanter Kohlekraft-
werke oder Einkaufszentren
stoppen könnten.

Für eine Reform der Bestim-
mungen müsste jedoch die Nie-
dersächsische Gemeindeord-
nung (NGO) geändert werden. In
Bremen sei eine derartige Re-
form geplant, hieß es. Bremerha-
ven habe nach wie vor aus Bür-
gerperspektive eine der schlech-
testen Regelungen unter allen
deutschen Kommunen.

Ein einfaches Begrüßungs-
„Moin“ reicht ihm, wer „Moin,
moin“ sagt, gilt für Hermann
Dinkla schon als Schwätzer. Zu-
mindest erzählt der 1,90 Meter-
Mann aus dem ostfriesischen
Westerholt im Kreis Wittmund
dieses Witzchen besonders ger-
ne. Sonst gilt er nicht als wort-
karg, eher als besonnener Gentle-
man aus dem Norden. Dinkla hat
zudem keine Starallüren.

Auch an diesem Dienstag, kurz
bevor der gelernte Tischler den
Höhepunkt seiner Karriere er-
klomm, holte er wie jeden Mor-
gen Brötchen, um mit seiner Frau
bei Ostfriesentee zu frühstücken.
Dann fuhr Dinkla ins 268 Kilo-
meter entfernte Hannover, um
sich zum protokollarisch rang-
höchsten Politiker Niedersach-
sens nominieren zu lassen.

Am kommenden Dienstag
wird Dinkla zum Nachfolger des
ungeliebten Jürgen Gansäuer ge-
wählt werden. Seine erste Aufga-
be: Ministerpräsident Christian
Wulff zu vereidigen. 67 von 67 an-
wesenden CDU-Abgeordneten

stimmten am Dienstag für den
bisherigen Fraktionsvize, seine
Stellvertreter werden Astrid Vo-
ckert (CDU), Dieter Möhrmann
(SPD) und Hans-Werner Schwarz
(FDP).

„Der kann das“, sagt selbst
SPD-Fraktionschef Wolfgang
Jüttner und rühmt den 65-Jähri-
gen als „integre Person“. Dinkla,
der auf dem zweiten Bildungs-
weg das Abitur nachlegte, um Po-
litik und Wirtschaft zu studieren,
hat sich als unaufgeregter CDU-
Obmann in den Untersuchungs-
ausschüssen zum Transrapid
und zum Tiefwasserhafen Re-
spekt auch beim politischen Geg-
ner erworben.

Eine ruhige Hand braucht er,
um die bisweilen turbulenten
Landtagssitzungen zu steuern.
Während Scharfmacher aus der
CDU bereits davon sprechen, der
Chef des hohen Hauses müsse
hart durchgreifen können,
„wenn die Linken auf den Tischen
tanzen“, sagte Dinkla gestern nur,
die Geschäftsordnung des Land-
tags gelte für alle gleichermaßen.

Außerdem kündigte er an, die
Renovierung des Parlaments im
Leineschloss anzugehen. Die alte
Residenz der hannoverschen Kö-
nige wurde nach der Zerstörung
im Krieg klassizistisch herge-
richtet. Seitdem wird flickschus-
ternd repariert. Marode ist gar
kein Ausdruck. KSC

moin, herr dinkla

Gentleman aus dem Norden

.............................................................................

HERMANNDINKLA,

65, CDU-Obmann

in diversen Unter-

suchungsausschüs-

sen und künftiger

Landtagspräsident

FOTO: DPA

Steuer-Razzien
im Norden
Im Zuge der bundesweiten Er-
mittlungen gegen Steuerhinter-
zieher haben Fahnder am Diens-
tag auch die Berenberg Bank in
Hamburg aufgesucht. Die Steu-
erfahnder hätten sich rund zehn
Minuten in der Bank aufgehal-
ten, sagte ein Sprecher des Insti-
tuts. Die Ermittlungen hätten
sich nicht gegen die Bank gerich-
tet. Die Bank betreut für private
und institutionelle Kunden rund
19 Milliarden Euro Vermögen.
Laut Lübecker Nachrichten ist in-
zwischen bei der Staatsanwalt-
schaft Lübeck die erste Selbstan-
zeige einer Travemünderin ein-
gegangen, die Anlagen in Liech-
tenstein getätigt habe. DPA

Schiffswrack
entdeckt
Bei Peilfahrten zur Vorbereitung
eines Hafenbauprojektes in Sta-
de-Bützfleth wurde in der Elbe
das Wrack eines vierzehn Meter
langen und vier Meter breiten
Segelschiffs entdeckt. Das Schiff
ist nach Angaben des Stader
Stadtarchäologen Andreas Schä-
fer ein Binnenschiff aus der Zeit
um 1630 und gehört zu dem Typ
der Elbsegler, über die bislang
nur wenig bekannt war. Be-
rufstauchern gelang es mittler-
weile, eine Planke des in acht-
zehn Metern Wassertiefe liegen-
den Schiffes zu bergen. Ob und
wie das Wrack gehoben werden
kann, ist nach Angaben der Stadt
Stade derzeit noch unklar. DPA

sonsten gestrahlt und gelacht
und gescherzt wurde noch selten
im Wahlkampf, und nicht nur in
Pinneberg.

Zu Hessen und Hamburg
möchte Ypsilanti am liebsten
nichts sagen. Aber sie „bastele“
an einer SPD-geführten Regie-
rung, das schon, Genaueres
nächste Woche. Denn so viel sei
klar: „Koch wurde abgewählt

und ich will Ministerpräsidentin
werden.“ Und ihrem Hamburger
Genossen Michael Naumann
könne sie nur raten, „bis zur letz-
ten Minute zu kämpfen“. Das
wird sie selbst am Freitagabend
auch tun, in Hamburg beim
Wahlkampffinale der SPD unter
offenem Himmel, aus dem es
wahrscheinlich wieder nieseln
wird. SVEN-MICHAEL VEIT

Um einen Bürgerentscheid her-
beizuführen, sind zwei Wege
möglich. Zum einen über ein
Bürgerbegehren: Hierbei muss
eine bestimmte Anzahl von Un-
terschriften gesammelt werden,
die einen relevanten Teil der Be-
völkerung widerspiegelt und so-
mit das so genannte Abstim-
mungsquorum erfüllt. Der ande-
re Weg führt über einen Ratsbe-
schluss, auch Ratsvorschlag
genannt, bei dem ein Gemein-
derat (oft mit Zweidrittelmehr-
heit) einen Bürgerentscheid ein-
leitet. In beiden Fällen entschei-
det danach die Gesamtheit der
Stimmberechtigten verbindlich
über eine Sachfrage. FEG

BÜRGERENTSCHEID

Auch Abschiebehäftlinge haben
ein Recht auf freie Arztwahl. Dies
entschied nun das Oberverwal-
tungsgericht Bremen. Demnach
war es rechtswidrig, dass den In-
sassen des Abschiebegewahr-
sams verweigert wurde, sich von
Ärzten ihrer Wahl untersuchen
zu lassen. Es gebe keinen Grund,
weshalb „allein der polizeiärztli-
che Dienst medizinische Fragen
klären“ dürfe, so das Gericht. In-
nensenator Willi Lemke (SPD)
kündigte eine Änderung des Er-

lasses zum Abschiebegewahr-
sam an.
Im Januar hatte ein marokkani-
scher Abschiebehäftling geklagt,
um sich im Abschiebetrakt des
Bremer Polizeipräsidiums von
einem Psychiater untersuchen
lassen zu können. Im Februar
rief ein türkischer Kurde das Ver-
waltungsgericht an, damit ein
Psychotherapeut zu ihm gelas-
sen wurde. Bei dem Kurden hat-
ten Psychiater in der Vergangen-
heit mehrfach den Verdacht auf

Freie Arztwahl im Abschiebeknast
Gericht urteilt: Polizei hat Abschiebehäftlingen rechtswidrig Arztbesuche verweigert. Behörde muss Erlass ändern

„paranoide Schizophrenie“ diag-
nostiziert. Die Polizei hatte sich
geweigert, den externen Ärzten
Zugang zum Abschiebetrakt zu
gewähren – obwohl die Kosten
privat aufgebracht wurden. Statt-
dessen waren die Häftlinge von
Polizeiärzten ohne Fachqualifi-
kation begutachtet worden.
Zwei Mal entschied nun das Ver-
waltungsgericht: Für die Ab-
schottung der Häftlinge, die
nach Angaben der Anwältin des
Marokkaners „seit mindestens 14

Jahren“ praktiziert wird, gibt es
keine Rechtsgrundlage. Die In-
nenbehörde legte in beiden Fäl-
len Berufung beim Oberverwal-
tungsgericht (OVG) ein. Dies ent-
schied: „Es spricht einiges dafür,
dass (..) die Möglichkeit bestehen
muss, eigene fachkundige Fest-
stellungen über den Gesund-
heitszustand eines Häftlings
treffen zu können, damit ein
eventuelles Abschiebehindernis
glaubhaft gemacht werden
kann.“ CHRISTIAN JAKOB
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tazbremen
Schulen geben „Anlass zu Sorge“
Experten geben dem Bremer Schulsystem und dem Unterricht miserable Noten. Bisher waren solche
Evaluationspapiere streng vertraulich. Die Senatorin will erst Ende der Woche Stellung nehmen

Guter Unterricht ist in Bremen Mangelware, sagen die Experten FOTO:  JAN Z IER

von „Mindeststandards“ gebe,
dann müsse Bremen sich warm
anziehen: Nach seiner Schätzung
könnten bis zu 50 Prozent der
bremischen Schüler darunter
liegen, sagte Baumert. Über die
bremischen Abitur-Aufgaben
würde man sich in Süddeutsch-
land „totlachen“.

Die Evaluatoren haben aber
nicht nur das Verhalten der Lehr-
kräfte unter die Lupe genom-
men, sondern auch Strukturen.
Die meisten Schulleitungen sei-
en von ihrer Aufgabe überfor-
dert, sie würden „nicht wirklich
gut leiten“. Auch die Behörde be-
kommt ihr Fett ab. Dass Lehre-
rInnen der weiterführenden
Schulen nicht erführen, welche
Probleme ihre Schüler bisher
hatten und wie sie gefördert

wurden, das gebe es „nur in die-
sem Bundesland“. Wichtige In-
formationen würden den Päda-
gogen vorenthalten: Sprachein-
gangstests bei Schulbeginn – in
Bremen Fehlanzeige. Und die re-
gionale Zusammenarbeit der
Schulen scheitert an der „Struk-
tur der Schulaufsicht“. An den Se-
kundarschulen und an den
sechsjährigen Grundschulen bil-
deten sich wieder „Restklassen“ –
ohne dass die Bildungspolitik re-
agiere. Die „Partizipation“ der
Schüler sei überraschenderweise
„gerade in Bremen“, das auf seine
demokratische Tradition so viel
gebe, völlig unterentwickelt. Ins-
besondere verzichten die Schu-
len auf wichtige „schulinterne
Rückmeldeverfahren über Un-
terricht“. Und so weiter.

Das Oberverwaltungsgericht
(OVG) Bremen hat ein Urteil be-
stätigt, demzufolge externen
Ärzten der Zugang zu Abschiebe-
häftlingen gewährt werden
muss. Ebenso hatte in den ver-
gangenen Wochen bereits zwei-
mal das Verwaltungsgericht Bre-
men entschieden. Die Innenbe-
hörde hatte hiergegen Rechts-
mittel eingelegt. Die Beschwerde
wurde jedoch zurückgewiesen.

OVG-Sprecher Hans Alexy
kündigte an, dass die Kammer in
dieser Woche eine Urteilsbe-

gründung veröffentlichen wer-
de. In dieser würden die Richter
„inhaltliche Aussagen“ zur der-
zeitigen Praxis machen.

Bisher werden Untersuchun-
gen in Abschiebehaft grundsätz-
lich von Polizeiärzten vorge-
nommen. Von Anwälten beauf-
tragten Ärzten und Psychiatern
hatte die Polizei den Zugang zum
Abschiebegewahrsam verwei-
gert – obwohl die Staatskasse die
Kosten dieser Untersuchungen
nicht hätte tragen müssen. Ein
kurdischer und ein marokkani-

Gerichte einig: Ärzte dürfen in Abschiebetrakt
Bremer Innenbehörde unterliegt auch in zweiter Instanz. Ein Polizeiarzt allein reicht nicht aus

scher Flüchtling hatten hierge-
gen geklagt. In beiden Fällen war
das Verwaltungsgericht der Auf-
fassung der Kläger gefolgt. In-
nensenator Willi Lemke (SPD)
hatte daraufhin die nun zurück-
gewiesene Berufung eingelegt.

„Dieser Erfolg und der mühsa-
me Weg dorthin zeigen, wie
schwer es auch in Bremen unter
Rot-Grüner Regierung ist, Men-
schenrechte für Gefangene
durchzusetzen, die zu den inter-
nationalen Mindeststandards ge-
hören“, sagte der Anwalt des Kur-

VON KLAUS WOLSCHNER

Seit Jahren werden schon Bre-
mer Schulen von externen Ex-
perten-Teams „evaluiert“. Die Er-
gebnisse sind bislang immer
streng vertraulich gewesen. Be-
hörden und Schulleitungen hiel-
ten die brisanten Erkenntnisse
unter Verschluss. Nun gibt es
erstmals eine offizielle Zusam-
menfassung. Das Ergebnis ist
verheerend.

Das „Kerngeschäft der Schule,
der Unterricht, gibt Anlass zu
großer Sorge“ in Bremen, schrei-
ben die Experten. Und verweisen
darauf, dass sie dies schon,
streng vertraulich, vor einem
Jahr festgestellt hätten – ohne
dass es hernach erkennbare Be-
mühungen um Verbesserungen
gegeben habe. Weder würden
SchülerInnen hinreichend un-
terstützt noch Leistungsstarke
ausreichend gefordert. Die Folge:
„Schwächere Schüler hängen ab,
leistungsstärkere Schüler sind
gelangweilt.“

Es gebe durchaus in den Bre-
mer Schulen „vereinzelt“ guten
Unterricht, aber diese Beispiele
würden „in der Regel weder in
der eigenen Schule noch bre-
menweit wahrgenommen“. Der
Anteil an „schüleraktivierendem
Unterricht“ sei gering wie eh und
je. Zwar gibt es einen „Orientie-
rungsrahmen Schulqualität“, der
pädagogische Maßstäbe be-
schreibe, daran orientierte sich
aber offenbar niemand.

Das entspricht ziemlich exakt
dem, was der Direktor des Max-
Planck-Instituts für Bildungsfor-
schung, Jürgen Baumert, vergan-
gene Woche in Bremen vorgetra-
gen hat. Wenn es in zwei Jahren
die bundesweite Überprüfung

Als der „PISA-Papst“ Baumert
jüngst ein paar kritische Bemer-
kungen über die Lehrerschaft
machte, fuhr die Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft
(GEW) schweres Geschütz auf:
„Karnevalistisches Getöse eines
bildungspolitischen Aschermitt-
wochs“ seien das, so die GEW.

Die Bildungssenatorin Renate
Jürgens-Pieper (SPD) will sich
erst Ende der Woche zu dem Bau-
mert-Kritik und dem Evaluati-
onsbericht äußern. Bei dem grü-
nen Koalitionspartner aber ist
die Botschaft angekommen. Bre-
men müsse dringend seine An-
strengungen konzentrieren, sagt
deren bildungspolitische Spre-
cherin Anja Stahmann.
Der Evaluatoren-Bericht findet sich un-

ter www.mehr-dazu.de

den, Eberhard Schulz. Die Grü-
nen sprachen von einer „urgrü-
nen Forderung, die durch das
Verwaltungsgericht bestätigt“
worden sei. „Wir können nicht er-
kennen, was dagegen spricht,
wenn Abschiebehäftlinge auch
eine Ärztin oder einen Arzt ihres
Vertrauens hinzuziehen möch-
ten“, so der innenpolitischer
Sprecher der grünen Fraktion,
Björn Fecker. „Die Innenbehörde
sollte prüfen, ob sie an ihrem
bisherigen Erlass noch festhal-
ten kann.“ CJA

Bremerhaven behält seine 5-Pro-
zent-Hürde bei den Wahlen zur
Stadtverordnetenversammlung.
Am Donnerstag hatte eine Mehr-
heit aus SPD und CDU im Bre-
merhavener Kommunalparla-
ment die Bürgerschaft dazu auf-
gefordert, eine im Dezember
2006 erfolgte Abschaffung der
Hürde wieder zurückzunehmen.
Diesem Wunsch werde die rot-
grüne Mehrheit im Bremer Land-
tag nachkommen, sagte Grünen-
Fraktionschef Matthias Güldner.
FDP und Linke protestieren ge-
gen eine Wiedereinführung der
Fünf-Prozent-Klausel.

Noch ein halbes Jahr vor den
Bürgerschaftswahlen hatte

Güldner für die oppositionellen
Grünen den jetzigen Koalitions-
partner SPD in dieser Sache kriti-
siert. Die SPD hatte damals ange-
kündigt, die entsprechende Än-
derung in dieser Legislaturperio-
de zurückzunehmen. Die Be-
gründung: Wenn Parteien, die
weniger als fünf Prozent der
Stimmen bekommen, ins Parla-
ment einziehen, sei eine Zer-
splitterung der Parteienland-
schaft zu befürchten, die parla-
mentarische Arbeit werde er-
schwert.

Diese Auffassung halte er
zwar nach wie vor für falsch, sag-
te Güldner jetzt, er müsse aber
das Votum der Bremerhavener

akzeptieren. „Wir können denen
nicht aus Bremen ein Wahlrecht
vorschreiben, was sie nicht wol-
len.“ Wenn eine Mehrheit aus
SPD und CDU in der Stadtverord-
netenversammlung die Abschaf-
fung ablehne, sei das ausrei-
chend. Im Koalitionsvertrag hat-
te es noch geheißen, in dieser
Frage „auf Basis einer breiten
Diskussion“ zu entscheiden.

Paul Tiefenbach vom Verein
Mehr Demokratie, der erfolg-
reich Unterschriften für eine
umfassende Wahlrechtsreform
gesammelt hatte, forderte CDU
und SPD gestern auf, „Mut zu ha-
ben und die Bürger in Bremerha-
ven direkt zu fragen“, ob sie die

Unter fünf Prozent läuft in Bremerhaven nichts
Bremer Grüne enttäuschen Bremerhavener Parteifreunde und lassen Wiedereinführung der 5-Prozent-Hürde zu

Hürde wollen oder nicht. Er erin-
nerte daran, dass beim Volksbe-
gehren für ein neues Wahlrecht
im Land Bremen auch über die 5-
Prozent-Klausel abgestimmt
worden war. Über 70.000 Men-
schen hatten sich für die Ab-
schaffung ausgesprochen.

Der Bremerhavener Frakti-
onschef der Grünen, Ulf Evers-
berg bedauerte die Entscheidung
der Bremer Parteifreunde. Selbst
wenn den Grünen Stimmen an
die Linkspartei verloren gehen
könnten, könne diese die parla-
mentarische Arbeit beleben und
es SPD und CDU erschweren, ihre
Beschlüsse ohne große Debatte
durchzusetzen. EIB

Wer in diesen Tagen darüber sinniert, Steinmauern und Streuobstwiesen
anzulegen oder Feuchtbiotop und Insektenhotels zu bauen für den hält
der NABU neuerdings allerlei Flyer bereit. Das Wetter passt jedenfalls:
Neun Grad über dem Garten, dazu nur wenig Wolken.

Breminale gerettet
Kultursenator Jens Böhrsnen
(SPD), die Bremen Marketing
GmbH (BMG) und die Veranstal-
ter der Breminale haben sich auf
die Wiedereinführung der Bre-
minale noch in diesem Jahr ver-
ständigt. An der so genannten
„Fehlbedarfsfinanzierung“ be-
teiligen sich das Kulturressort
und die BMG. Dazu kommen die
Sponsorengelder und Eigenein-
nahmen. „Am Anfang steht Pla-
nungssicherheit für die Veran-
stalter und am Ende ein mög-
lichst geringer Zuschuss“, sagte
BMG-Geschäftsführer Sonder-
geld. Um die finanzielle Basis
der Breminale zu verbreitern
kündigte er an, einen freiwilli-
gen Eintritt zu erheben.

Kritik an Müller
Der AStA der Uni Bremen hat die
von Uni-Rektor Wilfried Müller
angekündigte eigenverantwort-
liche Umsetzung des Hoch-
schulentwicklungsplans V ver-
urteilt. Der sieht eine Streichung
von rund 70 Professuren an der
Bremer Uni vor. Müller arbeite
der weiteren Einschränkung der
universitären Selbstverwaltung
in die Hände und verabschiede
sich vom demokratischen Dis-
kurs, sagte der AStA-Vorsitzende
Michael Markus.

IN ALLER KÜRZE

Beratung geehrt
Die Online-Beratung des Mäd-
chenhaus Bremen (www.hilfe-
fuer-maedchen.de) ist in Düssel-
dorf mit dem „klicksafe Preis für
Sicherheit im Internet“ ausge-
zeichnet worden. Sie bekamen
dafür ein Preisgeld von 1.000
Euro.

Messe eröffnet
Die Messe „fish international“
ist gestern in den Bremer Messe-
hallen für Fachbesucher eröff-
net worden. Rund 400 Ausstel-
ler aus 40 Ländern präsentieren
bis Dienstag Produkte und Tech-
nologien. „Die fish international
ist das herausragende Branchen-
ereignis für die deutsche Wirt-
schaft“, sagte Wirtschaftssenator
Ralf Nagel (SPD).

HfK-Preise verliehen
Die HfK-Studentin Anna Vattes
erhält den Preis der Hochschule
für Künste (HfK) Bremen 2008
im Bereich Freie Kunst. Im Be-
reich Digitale Medien wurden
David Henkensiefken, Florian
Meier und Frank Wohlgemuth
ausgezeichnet. Peter Wiesmann
ist der diesjährige Preisträger im
Bereich Integriertes Design. Die
Hochschulpreise sind jeweils
mit 800 Euro dotiert. TAZ / DPA

Die Klassenverbände sollen
aus beiden Jahrgängen zusam-
mengewürfelt werden?
Alle machen am Ende dasselbe
Zentralabitur. Wir haben uns das
Fach für Fach angeguckt, in den
meisten Fächern können sie ge-
meinsam unterrichtet werden.
Die Schulen sagen mir auch, dass
sie die beiden Jahrgänge in mög-
lichst vielen Fächern zusammen-
fassen wollen.

Die Schüler sollen
sich nach der neun-
ten Klasse für ein
Profil entscheiden,
danach richtet sich
oft die Wahl der Schu-
le – und dann gibt es
aber gar kein Profil
im ersten Jahr.
Etwas reduziert. Es

wird in der Einführungsphase
kein Kurssystem geben wie bis-
her – sondern ein großes Ange-
bot von Wahlpflichtfächern, in
denen die Profile vorbereitet
werden.

INTERVIEW: KLAUS WOLSCHNER

Diskussion: 19.30 Uhr, Konsul Hackfeld

Haus. Das ungekürzte Interview steht

unter www.mehr-dazu.de

heute in bremen

„Organisatorisch relativ einfach“

Das Bildungsressort sagt, warum

der doppelte Schuljahrgang 2009

kein Chaos verursacht

.............................................................................

taz: Herr Bethge, in anderthalb
Jahren kommen zwei gymnasi-
ale Jahrgänge gleichzeitig in die
Oberstufe, weil die Schullauf-
bahn um ein Jahr verkürzt wur-
de. Gibt das Chaos?
Thomas Bethge, Referent beim
Bildungssenator: Nein. Wir ha-
ben die durchgängi-
gen Gymnasien, da ist
es organisatorisch re-
lativ einfach, auch von
den Lehrkräften her.
Die zehnten Klasse
gab es ja vorher auch
an diesen Schulen.

Aber bei den Ober-
stufenzentren klop-
fendoppeltsovieleSchüleran.
Das betrifft die Hälfte der Ober-
stufen. Wir müssen rund 700 bis
800 zusätzliche Schüler unter-
bringen, das sind 25 bis 30 zusätz-
liche Lerngruppen in ganz Bre-
men. In der Summe bekommen
wir die unter. In einzelnen Stadt-
teilen wird es allerdings weniger
Potenzial geben, Schüler aus an-
deren Stadtteilen aufzunehmen.

Als Partei der Kümmerer erfolgreich
Betr.: „Die Linke kam und tauschte sich aus“, taz bremen vom 9.2.
Lange hat es gedauert bis die Linken ins erste westdeutsche Landes-
parlament in Fraktionsstärke einziehen konnten. Die letzte Bundes-
tagswahl hat deutlich gezeigt, dass die WählerInnen sehr flexibel
sind und nach politischen Alternativen Ausschau halten. Im Bremer
Lindenhofviertel ist die Linke bei der Bundestagswahl die dritt-
stärkste Kraft geworden. Aber womit beschäftigt sich die Linke in der
Bürgerschaft? Mit sich selbst! Es empfiehlt sich ein Praktikum in den
neuen Bundesländern, um zu lernen wie man längerfristig erfolg-
reich bleibt. Als Partei der „Kümmerer“ sind die Linken in Ost-
deutschland erfolgreich! Vergleichbares müssen die Bremer Linken
erst noch lernen. Ansonsten werden sie schnell auch wieder aus der
Bürgerschaft verschwinden. Klaus Jürgen Lewin, Bremen

.............................................................................

Die Redaktion behält sich Abdruck und Kürzen von LeserInnenbriefen vor.

Die erscheinenden Briefe geben nicht unbedingt die Meinung der taz wieder.
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tazbremen

Jeder, der Familienangehörigen
in Pflegeeinrichtungen unter-
bringen muss, stöhnt über die
hohen Kosten. „McPflege“ findet
in der Realität statt, nur sagt es
niemand so offen, weil das pie-
tätslos wäre.

KOMMENTAR
VON KLAUS WOLSCHNER

Dass die alteingesessene Pflege-
einrichtungen unter ökonomi-
schem Druck der leichtfüßigen
privaten Konkurrenz stehen,
liegt auf der Hand. Ob kirchlich
oder sozialdemokratisch wie die
Arbeiterwohlfahrt – sie alle ha-
ben sich in den vergangenen
Jahrzehnten auf einen hohen Fi-
nanzierungsstandard eingerich-

tet, der heute nicht mehr kon-
kurrenzfähig ist.

Denkbar wäre gewesen, dass
sie aus ihrem hohen Kostenni-
veau eine Marke machen. Pflege
aus guter evangelischer Hand ist
eben etwas teurer, könnte man
sagen. Wer nur Geiz geil findet,
muss zu den Privaten gehen.

Aber die Einrichtungen gehen
den anderen Weg, nutzen Leihar-
beitsfirmen und nähern sich
dem Niveau der privaten Kon-
kurrenz in der Einschätzung,
dass es da kein nennenswertes
„hochpreisiges“ Segment gibt.

Die Konsequenz liegt auf der
Hand: Der Schutz des kirchlichen
Rechts und der Gemeinnützig-
keit hat nicht verdient, wer die
sich daraus ergebenden Pflich-
ten umgeht.

Kapitalistische Diakonie
Jetzt soll der Bundestag den Missbrauch von Leiharbeits-Firmen in Diakonischen Unternehmen
beenden. Friedehorst-Chef Hammer sieht keinen Missbrauch, sondern nur ökonomische Zwänge

Die Diakonie-Beschäftigten protestieren schon lange gegen Lohndrückerei – hier 1988 in Hannover FOTO:  DPA

normalen Tarifbereich zahle
Friedehorst mehr als vergleich-
bare Wohlfahrtsverbände und
viel mehr als private Anbieter –
er sei vor diesem Hintergrund
sehr für eine Mindestlohnrege-
lung etwa für die Pflege-Branche.
Auch bei „Parat“ liege Friede-
horst deutlich über Mindestlöh-
nen. Rund fünf Prozent der Frie-
dehorst-Beschäftigten seien
über „Parat“ angeheuert. Die bei-
den, in deren Fall das Kirchenge-
richt 2006 geurteilt hätten, seien
umgehend normal eingestellt
worden.

Hammer kontert auf den Vor-
wurf, es gebe immer noch dauer-
haft Beschäftigte auf Leiharbeits-
Basis, derzeit gebe es kein anhän-
giges Rechtsverfahren. Viele, die
bei „Parat“ angefangen haben,

hätten inzwischen einen norma-
len Arbeitsplatz, allerdings bei
der gemeinnützige Firma „Dia-
konische Werke“, die er gegrün-
det hat – eine neue nicht an den
AVR-Tarifvertrag gebundene ge-
meinnützige Firma. Keine Leih-
arbeitsfirma sei das, sagt Ham-
mer. Neueinstellungen sollen in
der Regel über diese Firma pas-
sieren, alles legal nach Kirchen-
recht.

Bremens Landesdiakoniepfar-
rer Michael Schmidt sieht den-
noch durch das Verhalten von
Friedehorst einen Imageschaden
für die Diakonie, „in Bremen und
insgesamt“. Das Diakonische
Werk als lokale Dachorganisati-
on sei aber machtlos, es könne
nur Verweise und Geldbußen
aussprechen, meinte er gegenü-

Abschiebehäftlingen die Unter-
suchung durch einen Arzt ihres
Vertrauens zu verweigern, ist un-
zulässig. Dies entschied am Mitt-
woch das Verwaltungsgericht
Bremen. Ein gleichlautendes Ur-
teil war bereits vor zwei Wochen
ergangen. Dennoch hatte die Po-
lizei einem niedergelassenen
Psychologen den Zugang zu ei-
nem Abschiebehäftling verwei-
gert. Statt dessen wurde er wie
üblich nur von einem Polizeiarzt
untersucht.

Im Fall eines kurdischen
Flüchtlings entschied das Ge-
richt: Hierfür „fehlt eine gesetz-
liche Grundlage“. Der Flüchtling
habe „einen Anspruch darauf,
dass einem Arzt oder Psychothe-

rapeuten der Zutritt zu ihm ge-
währt wird“. Dem Mann war in
der Vergangenheit „paranoide
Schizophrenie“ diagnostiziert
worden. Der ihn im Gewahrsam
untersuchende Polizeiarzt war
als Allgemeinmediziner für die
Diagnose geistiger Erkrankun-
gen unzureichend qualifiziert
(taz berichtete). Nun muss die Po-
lizei am heutigen Vormittag eine
Untersuchung des Kurden durch
einen von seinem Anwalt be-
nannten türkischsprachigen
Psychotherapeuten zulassen.

Bereits im Januar hatte die
Bremer Rechtsanwältin Christi-
ne Graebsch einen identischen
Gerichtsbeschluss erwirkt. Da-
mals musste die Polizei zulassen,

Polizei muss Ärzte zu Flüchtlingen lassen
Verwaltungsgericht bestätigt: Freie Arztwahl gilt auch für Abschiebehäftlinge. Innenbehörde legt Berufung ein

dass ein marokkanischer Boots-
flüchtling im Abschiebegewahr-
sam von einem externen Psychi-
ater untersucht wurde. Laut
Graebsch hatte die Polizei nach
Bekanntwerden des Urteils den
des Lesens unkundigen Häftling
bedrängt, eine Erklärung zu un-
terschreiben, in der er Graebsch
das Mandat entzog.

Der Sprecher von Innensena-
tor Willi Lemke (SPD), Rainer
Gausepohl, kündigte an, dass die
Behörde gegen beide Urteile
Rechtsmittel beim Oberverwal-
tungsgericht einlegen werde. Da-
bei handele es sich „nicht um
eine politische Entscheidung,
sondern zunächst mal um eine
abweichende Rechtsauffassung“,

VON KLAUS WOLSCHNER

Die Namen sind wohlklingend:
„Bolero“, „Auxilia“, „Parat“ oder
„Dia Logistik“. Es sind Leihar-
beitsfirmen, mit denen gemein-
nützige Unternehmen aus dem
diakonischen Bereich ihre Lohn-
kosten um zehn Prozent und
mehr drücken. Jetzt hat die Mit-
arbeitervertretung der Bremer
Stiftung „Friedehorst“ sich mit
einer Petition an den Bundestag
gewand und um Abhilfe gebeten.

Denn der Einsatz von Leihar-
beit ist für dauerhafte Arbeit
nach einem Spruch des obersten
Kirchengerichtes vom Oktober
2006 nicht vereinbar mit dem
kirchlichen Grundsatz der
„Dienstgemeinschaft“ (Aktenzei-
chen: II-0124/M35-06). Geklagt
hatte die Mitarbeitervertretung
von Friedehorst. Der Beschluss
des Kirchengerichts habe in der
Praxis von Friedehorst aber so
gut wie nichts bewirkt, sagt
Bernd Rautenberg, der Vorsit-
zende der Gesamt-Mitarbeiter-
vertretung. Mit der Petition soll
erreicht werden, dass in Fällen,
in denen sich ein kirchlich-dia-
konischer Arbeitgeber nicht an
Beschlüsse eines Kirchengerich-
tes hält, der Weg zu einem staatli-
chen Arbeitsgericht eröffnet
wird.

„Wo Kirche draufsteht, muss
auch Kirche bezahlt werden“, hat
der an dem Beschluss beteiligte
Kirchen-Richter Hans-Wolf
Friedrich einmal formuliert.
Friedehorst-Vorsteher Georg-
Hinrich Hammer winkte dage-
gen ab. Der bundesweit geltende
Tarif für diakonische Betriebe,
AVR, berücksichtige nicht die
Bremer Besonderheiten, sagt er
mit Hinweis auf die Sparbe-
schlüsse des Senats. In ihrem

ber EPD. Auch ein Ausschluss ei-
ner Einrichtung aus dem Diako-
nischen Werk ist möglich – aber
Friedehorst ist der größte Bei-
tragszahler des Dachverbandes.

Auch die Diakonische Behin-
dertenhilfe in Lilienthal beschäf-
tige Leiharbeiter – rund zehn
Prozent der Belegschaft ist inzwi-
schen bei „Dia Logistik“ beschäf-
tigt. Geschäftsführer Hans Men-
cke verteidigte die längerfristige
Leiharbeit mit dem Argument, er
reagiere damit auf den enormen
Kostendruck in der Sozialbran-
che. Nur mit „marktfähigen Tari-
fen“ könne die Streichung von
Personalstellen oder eine Insol-
venz der wirtschaftlich gesun-
den Einrichtung vermieden wer-
den. Der „Dia“-Lohn liegt etwa
zehn Prozent niedriger.

sagte Gausepohl. Man sei der An-
sicht, dass vom „Polizeiarzt ge-
wissenhaft und neutral koordi-
niert“ werde.

Der Anwalt des Kurden, Eber-
hard Schulz, nannte es „eine
Schande“, dass die Bremer Polizei
unter Innensenator Lemke „ein
selbstverständliches Menschen-
recht mit Füßen tritt“ und
Flüchtlingen in Abschiebehaft
die Untersuchung durch einen
unabhängigen Arzt verweigere.

„Sollte das Oberverwaltungs-
gericht die Urteile bestätigen,
muss der Erlass natürlich sofort
geändert werden“, sagte der in-
nenpolitische Sprecher der SPD-
Bürgerschaftsfraktion, Björn
Tschöpe. CHRISTIAN JAKOB

Den bremischen Apotheken ein
schlechtes Beratungszeugnis
ausgestellt hat eine jetzt veröf-
fentlichte Studie, die an der Uni-
versität Bremen erstellt wurde.
Das Ergebnis der empirischen
Bachelorarbeit ist zwar nicht re-
präsentativ, aber nach Aussage
des Studienganges Public Health
dennoch „aussagekräftig“.

Die Examensarbeit der beiden
Studierenden Kathrin Kaboth
und Ines Schumacher ist unter

dem Titel „Missbrauchsförde-
rung im Bereich der Analgetika-
Selbstmedikation – Eine Pseudo
Customer Studie in Bremer Apo-
theken“ erschienen und mit dem
Hanse-Preis 2007 der Gmünder
Ersatzkasse ausgezeichnet wor-
den. Untersucht wurden 20 zu-
fällig ausgewählte Apotheken,
testweise gekauft wurden dabei
Mittel gegen Kopfschmerzen so-
wie spezielle Schmerzmittel. An-
schließend wurde die Beratungs-

qualität anhand von standardi-
sierten Fragebögen ausgewertet.

15 der 20 Apotheken wurden
dabei als „mangelhaft“ einge-
stuft. Die Testerinnen monier-
ten, dass es „zu wenig Nachfra-
gen“ zu den speziellen Beschwer-
den oder den persönlichen Um-
ständen gab, also einer etwaigen
Schwangerschaft oder anderen
bekannten Erkrankungen. Nega-
tiv bewertet von den Studentin-
nen wurde weiterhin, dass „nur

Testurteil: „mangelhaft“
Nicht repräsentative Studie der Bremer Uni moniert schlechte Beratungsqualität bremischer Apotheken

sehr wenige nicht-medikamen-
töse Empfehlungen“ ausgespro-
chen wurden.

Die Beratungsqualität war da-
bei laut Studie besser, sobald
kein spezieller Medikamenten-
wunsch geäußert wurde. Fazit
der Studie: Ein Missbrauch von
frei verkäuflichen Schmerzmit-
teln könne nicht verhindert wer-
den. Die Autorinnen fordern des-
halb Werbeeinschränkungen für
frei verkäufliche Arznei. MNZ

heute in bremen

„Ein schlechterer Gesundheitsstatus“

Das „Interkulturelle

Gesundheitsnetzwerk“sollGestalt

annehmen

.............................................................................

taz: Sie engagieren sich für die
Gründung eines „Interkulturel-
len Gesundheitsnetzwerks“.
Sind MigrantInnen medizi-
nisch schlecht versorgt?
Angelika Zollmann, Geschäfts-
führerin der Landes-
vereinigung Gesund-
heit Bremen e.V.:
Wenn sie über Papiere
verfügen und ange-
meldet sind, haben sie
Zugang zum Gesund-
heitswesen wie alle
anderen auch. Trotz-
dem zeigen Untersu-
chungen, dass die faktische Ver-
sorgungslage von MigrantInnen
im Durchschnitt schlechter ist.
Psychische und psychosomati-
sche Krankheitsbilder sind häu-
figer, Kinder aus migrantischen
Familien haben allgemein einen
schlechteren Gesundheitsstatus.

Wie kann ein „Gesundheits-
netzwerk“ da entgegenwirken?
Es geht darum, sprachlich und
kulturell bedingte Zugangsbarri-
eren abzubauen. Gemeinsam
mit dem „Referat Migration und

.............................................................................
Gesundheit“ des Bremer Ge-
sundheitsamtes und der Arbeits-
gruppe zur interkulturellen Öff-
nung der Bremer Krankenhäuser
bemühen wir uns um eine breite
Vernetzung, insbesondere mit
möglichst vielen MigrantInnen-
Verbänden. Schließlich müssen
in erster Linie die Betroffenen sa-
gen, wo sie vordringlichen Be-
darf sehen. Als weiteren Input

haben wir für heute
auch die Mitbegrün-
derin des Interkultu-
rellen Gesundheits-
netzwerks Berlin-
Kreuzberg eingela-
den, das seit zehn Jah-
ren erfolgreich arbei-
tet.
Welche Möglichkei-

ten gibt es, Ausländern mit un-
gesicherten Aufenthaltsstatus
Zugang zu medizinischer Ver-
sorgung zu verschaffen?
Das ist ein sehr wichtiges Thema.
Aber als Netzwerk müssen wir
uns erst einmal darum bemü-
hen, alle Defizite zusammen zu
tragen, um dann gemeinsam zu
entscheiden, was vordringlich zu
bearbeiten ist. FRAGEN: HB

Vortrag und Diskussion: 13 bis 16 Uhr

im Gesundheitsamt Horner Straße

Es ist wieder soweit: Die Bürgerpark-Tombola ist eröffnet. Bis Mitte
Mai werden nun Tag für Tag lautstark Lose zu Gunsten der bremi-
schen Parks verkauft. Kein Wunder, wenn die Sonne nicht mehr
scheint: sieben Grad, Wolken über den Losbuden

Justiz überarbeitet
Die Staatsanwaltschaft Bremen
klagt über zu hohe Arbeitsbelas-
tung. Seit 1994 sei die Zahl der
pro Jahr neu eingegangenen
Verfahren von 42.448 auf 57.829
gestiegen, die Zahl der Staats-
und Amtsanwälte mit heute 64
statt 62 aber weitgehend kon-
stant geblieben. „Insbesondere
im mittleren Dienst wurde Per-
sonal abgebaut“, sagte die Perso-
nalratsvorsitzende Gabriela Pi-
ontkowski gestern. In der Wirt-
schaftsabteilung stünden einige
Verfahren kurz vor der Verjäh-
rung, das Pensum sei ohne Wo-
chenendarbeit „bei vielen nicht
mehr zu schaffen“. TAZ

Christival verteidigt
Der Generalsekretär der Deut-
schen Evangelischen Allianz,
Hartmut Steeb, hat die zuneh-
mende Kritik an dem in Bremen
geplanten Jugendkongress
„Christival“ zurückgewiesen. Die
Proteste richten sich Steeb zufol-
ge „gegen die grundgesetzlich
geschützte Meinungsfreiheit“.
Kritisiert wurde unter anderem
ein später gestrichenes Seminar
über Homosexualität. Der

IN ALLER KÜRZE

schwulen- und lesbenpolitische
Sprecher der Bremer Grünen
hatte gestern die „offenkundig
antihomosexuelle und frauen-
feindliche“ Ausrichtung des Pro-
grammes kritisiert. TAZ

Urteil verkündet
Das Landgericht Bremen verur-
teilte gestern im dritten Prozess
um die Schießerei auf der Dis-
komeile einen 29-Jährigen zu
drei Jahren und drei Monaten
Haft. Der Angeklagte hatte ge-
standen, im Januar 2006 zwei
Türsteher zusammengeschla-
gen und einem Unbeteiligten
ins Bein geschossen zu haben. Er
muss zudem 12.500 Euro
Schmerzensgeld zahlen. TAZ

Angreifer verbissen
Ein junger Schäferhund hat in
Bremen einen Sexualstraftäter
in die Flucht geschlagen. Ein
zwölfjähriger Junge ging mit
dem Hund spazieren, als ein
maskierter Mann ihn bedrängte
und versuchte ihn ins Gebüsch
zu zerren. Das Tier habe den An-
greifer attackiert und ihm dabei
vermutlich auch in den Genital-
bereich gebissen. DPA

kirchliche sozialwerke am scheideweg

McPflege auf evangelisch?

weltschmerz auf der hühnerleiter

.............................................................................
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